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Sachgebiet 7 


Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Abkommen vom 14. Dezember 1970 
über den Handelsverkehr 
mit den überseeischen Ländern und Gebieten 
betreffend die Erzeugnisse, die unter die Zuständigkeit 
der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 

fallen 

(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

Die Assoziationsregelung zwischen der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft und den mit dieser Gemeinschaft asso- 
ziierten überseeischen Ländern und Gebieten gilt nicht für Er- 
zeugnisse, die unter die Zuständigkeit der Europäischen 
Gemeinschaften für Kohle und Stahl fallen. 

Der Handel mit diesen Erzeugnissen zwischen den Mitglied- 
staaten der Montanunion und den assoziierten überseeischen 
Ländern und Gebieten soll jedoch aufrecht erhalten und aus- 
gebaut werden. 

B. Lösung 

Aus diesem Grunde haben die Vertragsparteien der Montan- 
union in einem Abkommen vereinbart, daß die Erzeugnisse, die 
unter den Montanvertrag fallen, im Warenverkehr mit den 
assoziierten überseeischen Ländern und Gebieten von Zöllen 
und mengenmäßigen Einfuhrbeschränkungen befreit werden. 

Dieses Abkommen bedarf für seine Gültigkeit der Zustimmung 
der für die Bundesgesetzgebung zuständigen Körperschaften. 

C. Alternativen 

Der Bundesrat hat keine Einwendungen erhoben. 

D. Kosten 

Das Abkommen hat keine Auswirkungen auf den öffentlichen 
Haushalt. 


Druck: Bundesdruckerei Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 

63 Bonn-Bad Godesberg 1, Goethestr. 54, Postfach 821 
Telefon 6 35 51 




Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2667 


Sachgebiet 7 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 4. Oktober 1971 

1/4 (IV/2) — 651 09 — Ha 8/71 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlosse- 
nen 


Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Abkommen vom 14. Dezember 1970 
über den Handelsverkehr mit den über- 
seeischen Ländern und Gebieten betreffend 
die Erzeugnisse, die unter die Zuständigkeit 
der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl fallen 

mit Begründung. Der Wortlaut des Abkommens und eine Denk- 
schrift zum Abkommen sind beigefügt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages her- 
beizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Wirtschaft und Finan- 
zen. 

Der Bundesrat hat in seiner 371. Sitzung am 1. Oktober 1971 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben 


Brandt 
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Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Abkommen vom 14. Dezember 1970 
über den Handelsverkehr mit den überseeischen Ländern und Gebieten 
betreffend die Erzeugnisse, die unter die Zuständigkeit 
der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl fallen 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Dem in Brüssel am 14. Dezember 1970 von der 
Bundesrepublik Deutschland Unterzeichneten Ab- 
kommen über den Handelsverkehr mit den übersee- 
ischen Ländern und Gebieten betreffend die Erzeug- 
nisse, die unter die Zuständigkeit der Europäischen 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl fallen, sowie der 
Erklärung, welche die Bundesregierung anläßlich der 
Unterzeichnung des Abkommens abgegeben hat, 
wird zugestimmt. Das Abkommen und die Erklärung 
werden nachstehend veröffentlicht. 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung des Gesetzes feststellt. 

Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem 
Artikel 5 sowie die Erklärung für die Bundesrepu- 
blik Deutschland in Kraft treten, ist im Bundes- 
gesetzblatt bekanntzugeben. 


Begründung 


Zu Artikel 1 

Das Abkommen bedarf nach Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 
des Grundgesetzes der Zustimmung der für die Bun- 
desgesetzgebung zuständigen Körperschaften in der 
Form eines Bundesgesetzes, da es sich auf Gegen- 
stände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Zu Artikel 2 

Das Abkommen soll auch auf das Land Berlin An- 
wendung finden; das Gesetz enthält daher die üb- 
liche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 3 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Er- 
fordernis des Artikels 82 Abs. 2 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Ab- 
kommen nach seinem Artikel 5 für die Bundesrepu- 
blik Deutschland in Kraft tritt, im Bundesgesetzblatt 
bekanntzugeben. 


Schlußbemerkung 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Aus- 
führung des Gesetzes nicht mit Kosten belastet. 
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Abkommen 

über den Handelsverkehr mit den überseeischen Ländern und Gebieten 
betreffend die Erzeugnisse, die unter die Zuständigkeit 
der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl fallen 


SEINE MAJESTÄT DER KÖNIG DER BELGIER, 

DER PRÄSIDENT DER BUNDESREPUBLIK 
DEUTSCHLAND, 

DER PRÄSIDENT DER FRANZÖSISCHEN REPUBLIK, 

DER PRÄSIDENT DER ITALIENISCHEN REPUBLIK, 

SEINE KÖNIGLICHE HOHEIT DER GROSSHERZOG 
VON LUXEMBURG, 

IHRE MAJESTÄT DIE KÖNIGIN DER NIEDERLANDE, 

Vertragsparteien des am 18. April 1951 in Paris Unter- 
zeichneten Vertrags über die Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl, deren Staaten im fol- 
genden als „Mitgliedstaaten" bezeichnet werden, 

GESTÜTZT auf den Vertrag über die Gründung der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl, 

GESTÜTZT auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf Arti- 
kel 232, 

IN DER ERWÄGUNG, daß die Assoziationsregelung 
zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und 
den mit dieser Gemeinschaft assoziierten überseeischen 
Ländern und Gebieten, im folgenden „Länder und Ge- 
biete" genannt, nicht für Erzeugnisse gilt, die unter die 
Zuständigkeit der Europäischen Gemeinschaft für Kohle 
und Stahl fallen, 

IN DEM BESTREBEN jedoch, den Handel mit diesen 
Erzeugnissen zwischen den Mitgliedstaaten und den Län- 
dern und Gebieten aufrechtzuerhalten und auszubauen, 

HABEN als Bevollmächtigte ERNANNT: 

Seine Majestät der König der Belgier: 

Herrn Pierre Marmel, 

Minister für Auswärtige Angelegenheiten; 

Dei Präsident der Bundesrepublik Deutschland: 
Herrn Walter Scheel, 

Bundesminister des Auswärtigen; 

Der Präsident der Französischen Republik: 

Herrn Maurice Schumann, 

Minister für Auswärtige Angelegenheiten; 

Dei Präsident der italienischen Republik: 

Herrn Aldo M o r o , 

Minister für Auswärtige Angelegenheiten; 

Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Luxemburg: 
Herrn Gaston T h o r n , 

Minister für Auswärtige Angelegenheiten; 


Ihre Majestät die Königin der Niederlande: 

Herrn J. M. A. H. L u n s , 

Minister für Auswärtige Angelegenheiten; 

DIESE SIND nach Austausch ihrer als gut und gehörig 
befundenen Vollmachten 

wie folgt ÜBEREINGEKOMMEN: 

Artikel 1 

Vorbehaltlich etwaiger Maßnahmen auf Grund des 
Kapitels X des Vertrags über die Gründung der Europä- 
ischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl werden die 
Erzeugnisse, die unter die Zuständigkeit dieser Gemein- 
schaft fallen, wenn sie ihren Ursprung in den Ländern 
und Gebieten haben, frei von Zöllen und Abgaben mit 
gleicher Wirkung wie diese Zölle in die Gemeinschaft 
eingeführt; diese Erzeugnisse dürfen jedoch nicht günsti- 
ger als im Warenverkehr zwischen den Mitgliedstaaten 
behandelt werden. 

Artikel 2 

Die genannten Erzeugnisse mit Ursprung in den Mit- 
gliedstaaten unterliegen bei Einfuhr in die Länder und 
Gebiete weder Zöllen oder Abgaben mit gleicher Wir- 
kung wie diese Zölle noch mengenmäßigen Beschränkun- 
gen und Maßnahmen gleicher Wirkung; dabei gelten die 
Bedingungen des Titels 1 Kapitel I und des Artikels 15 
Absatz 1 des Beschlusses über die Assoziation der über- 
seeischen Länder und Gebiete mit der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft sowie der Anhänge II und III 
dieses Beschlusses entsprechend. 

Artikel 3 

In allen Fällen, in denen die Durchführung der vorge- 
nannten Bestimmungen dies nach Ansicht einer der Par- 
teien erfordert, finden zwischen den beteiligten Parteien 
Konsultationen statt. 

Artikel 4 

Die Bestimmungen des Vertrags über die Gründung 
der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl so- 
wie die Befugnisse und Zuständigkeiten, die sich aus 
diesem Vertrag ergeben, werden durch dieses Abkom- 
men nicht berührt. 

Artikel 5 

Dieses Abkommen wird von den einzelnen Unterzeich- 
nerstaaten nach Maßgabe ihrer verfassungsrechtlichen 
Vorschriften genehmigt. Die Regierungen der einzelnen 
Staaten teilen dem Sekretariat des Rates der Europä- 
ischen Gemeinschaften mit, daß die für das Inkrafttreten 
dieses Abkommens erforderlichen Verfahren abgeschlos- 
sen sind. Das Abkommen tritt am ersten Tag des Monats 
in Kraft, der auf den Zeitpunkt der Hinterlegung der Ra- 
tifikationsurkunden durch die Mitgliedstaaten folgt. 


3 



Drucksache VI/2667 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Artikel 6 

Dieses Abkommen läuft am 31. Januar 1975 ab. 

Artikel 7 

Dieses Abkommen ist in einer Urschrift in deutscher, 
französischer, italienischer und niederländischer Sprache 
abgefaßt, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich 
ist; es wird im Archiv des Sekretariats des Rates der 
Europäischen Gemeinschaften hinterlegt; dieses übermit- 
telt der Regierung jedes Unterzeichnerstaates eine be- 
glaubigte Abschrift. 

ZU URKUND DESSEN haben die Unterzeichneten Be- 
vollmächtigten ihre Unterschriften unter dieses Abkom- 
men gesetzt. 

GESCHEHEN zu Brüssel am vierzehnten Dezember 
neunzehnhundertsiebzig. 


Pour Sa Majeste le Roi des Beiges, 

Voor Zijne Majesteit de Koning der Beigen, 

P. H a r m e 1 

Für den Präsidenten der Bundesrepublik Deutschland, 
W. Scheel 

Pour le President de la Republique Francaise, 

M. Schumann 

Per il Presidente della Repubblica Italiana, 

A. M o r o 

Pour son Altesse Royale le Grand-Duc de Luxembourg, 
G. T h o r n 

Vooi Hare Majesteit de Koningin der Nederlanden, 

J. M. A. H. L u n s 


Erklärung 

des Vertreters der Regierung 
der Bundesrepublik Deutschland 
zur Geltung des Abkommens 
über den Handelsverkehr mit EGKS Erzeugnissen 
mit den ÜLG für Berlin 

Das Abkommen gilt auch für das Land Berlin, 
sofern nicht die Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland gegenüber den übrigen Vertrags- 
partnern binnen drei Monaten nach Inkrafttreten 
des Abkommens eine gegenteilige Erklärung abgibt. 
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Denkschrift 


Der Beschluß des Rates vom 29. September 1970 be- 
treffend die Assoziierung der überseeischen Länder 
und Gebiete — ÜLG — wie auch das Assoziations- 
abkommen von Jaunde vom 29. Juli 1969 mit den 
siebzehn afrikanischen Staaten und Madagaskar 
— AASM — gelten nicht für Waren, die dem 
EGKS-Vertrag unterliegen. Nach Artikel 232 EWG- 
Vertrag sind nämlich durch den EWG-Vertrag die 
Bestimmungen des EGKS-Vertrages nicht geändert 
worden. Für den Abschluß von Präferenzabkommen 
über EGKS-Erzeugnisse sind daher die Mitglied- 
staaten zuständig. 

Die Präferenzbehandlung der EGKS-Waren aus den 
AASM beruht auf einem Abkommen, das anläßlich 
der Erneuerung des Assoziationsabkommens von 
Jaunde im Jahre 1969 zwischen den Mitgliedstaaten 
abgeschlossen wurde und zusammen mit diesem 
Assoziationsabkommen am 1. Januar 1971 in Kraft 
getreten ist. 

Es bestand jedoch seit jeher die Absicht, auch für 
die ÜLG eine Präferenzregelung für EGKS-Erzeug- 
nisse einzuführen, um auch insoweit eine parallele 
Behandlung der ÜLG mit den AASM sicherzustellen. 


Man ging hierbei von der Erwägung aus, daß der 
freie Handelsaustausch zu den wesentlichen Ele- 
menten der „Assoziation" gehört und daß es daher 
im Interesse der Assoziationspartner liegt, wenn 
der freie Warenaustausch ausgeweitet wird. 

Die praktische Bedeutung dieser Präferenzregelung 
ist allerdings nicht sehr hoch zu veranschlagen. Die 
Einfuhr der Mitgliedstaaten der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft belief sich 1969 auf 68 000 $. Es 
handelte sich hierbei um Schrott, Bahnschwellen und 
gebrauchte Eisenbahnschienen. Die Ausfuhr der 
Mitgliedstaaten betrug dagegen 1969 immerhin 
6 Millionen $. Hiervon lieferte Frankreich über 
50 °/o. Deutschland lieferte etwa 7,2 °/o. Die wichtig- 
sten Exporterzeugnisse der Mitgliedstaaten sind: 
gezinkte Bleche (1,8 Mio $), Stahlspundwände (0,9 
Mio $) und Stabstahl (0,8 Mio $). Diese Zahlen zei- 
gen, daß den Mitgliedstaaten aus dem Abkommen 
ein vergleichsweise größerer Vorteil zuwächst als 
den ÜLG. 

Auswirkungen auf Preise und Preisniveau sind nicht 
zu erwarten. 
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